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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Pfeifer, Dr. Gölter, Dr. Probst, Schedl, 
Hauser (Krefeld) und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/5584 - 

betr. zusätzliche Berufsbildungsverwaltung 


Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft - MB (Kab/ 
Parl)/III - 0104 - 6 - 84/76 - hat mit Schreiben vom 20. Juli 1976 
die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet; 

Die aufgeworfenen Fragen sind im Gesetzgebungsverfahren 
mehrfach eingehend behandelt worden. Die Bundesregierung 
hat bereits bei der Einbringung des neugefaßten Berufsbil- 
dungsgesetzes im Frühjahr 1975 deutlich gemacht, daß die 
Wahrnehmung neuer, dringender Aufgaben in der Berufsbil- 
dung die Konzentration der zur Zeit recht vielfältigen und 
unüberschaubaren Gremien und Kommissionen in einer gemein- 
samen Adresse der Berufsausbildung mit einem präzise be- 
schriebenen Aufgabenbereich auch einen gewissen zusätzlichen 
Personalaufwand erfordert. Die Bundesregierung ist der Auf- 
fassung, daß der für die Errichtung des Bundesinstituts erfor- 
derliche zusätzliche Kostenaufwand in Hohe von etwa 6 Millio- 
nen DM unter Berücksichtigung der Bedürfnisse der mehr als 
1,4 Millionen Jugendlichen in der betrieblichen Berufsausbil- 
dung nicht unangemessen hoch ist. 

Erheblich höhere Aufwendungen für vergleichbare zentrale 
Einrichtungen etwa im Hochschulbereich sind bislang nicht auf 
Bedenken der Opposition gestoßen. Im übrigen sind die für die 
Errichtung des Bundesinstituts veranschlagten Kosten weitaus 
geringer als die Kosten, die bei der Errichtung der im Gesetz- 
entwurf der Fraktion der CDU/CSU vom 25. Mai 1976 (BT- 
Drucksache 7/5261) vorgesehenen Zentralstelle neben einem 
Berufsbildungsforschungsinstitut entstehen würden. 

Die Bundesregierung wertet es als eine erstaunliche Tatsache, 
daß die Opposition solche Bedenken offenbar nur dann vor- 
bringt, wenn es um die Interessen zukünftiger Facharbeiter, 
Fachangestellten und Handwerksgesellen geht. 
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1. Trifft es zu, daß das von der Bundesregierung geplante Bun- 
desinstitut für Berufsbildung bereits im Anlaufstadium über 
410 Mitarbeiter verfügen soll? 


Nein. 


2. Mit welchen Kosten (Investitionskosten und laufende Kosten) 
pro Jahr) rechnet die Bundesregierung insgesamt für das Bundes- 
institut? 

Der Haushalt des Bundesinstituts für Berufsbildungsforschung, 
das Kern des neuen Bundesinstituts für Berufsbildung sein wird, 
beträgt im Haushaltsjahr 1976 20 219 000 DM. Bei der Einbrin- 
gung des Ausbildungsplatzförderungsgesetzes wurden zusätz- 
lich jährliche Kosten für die Einrichtung des Bundesinstituts in 
Höhe von etwa 6 Millionen DM angegeben sowie weitere 
2 Mio DM bei Inkrafttreten der Finanzierungsregelung. Dieser 
Kostensatz wurde bereits in der Begründung zum Regierungs- 
entwurf eines neuen Berufsbildungsgesetzes (Bundestagsdruck- 
sache vom 2. Juni 1976 - 7/3714, Seite 48) eingehend dargelegt. 
In der Begründung zu diesem Regierungsentwurf wurde darüber 
hinaus ausdrücklich darauf hingewiesen, daß für die neuen Auf- 
gaben im Bundesinstitut für Berufsbildung etwa 120 Arbeits- 
kräfte benötigt werden. Dies ist in den Ausschußberatungen 
eingehend erörtert worden. 


3. Ab welchem Zeitpunkt soll das Bundesinstitut arbeitsfähig sein? 

Unmittelbar nach dem Inkrafttreten des Ausbildungsplatzförde- 
rungsgesetzes wird ~ unter Einbeziehung der bereits vorhan- 
denen Einrichtungen - mit dem Aufbau des Bundesinstituts 
begonnen. Im Hinblick auf die umfangreichen Aufgaben in der 
Berufsbildung wird die Bundesregierung alle Anstrengungen 
unternehmen, damit das Bundesinstitut für Berufsbildung zum 
frühestmöglichen Zeitpunkt voll arbeitsfähig wird. 


4. Ist die Organisationsstruktur des von der Bundesregierung 
geplanten Bundesinstituts, insbesondere im Hinblick auf das 
bereits bestehende Berufsbildungsforschungsinstitut für Berlin, 
geklärt? Wurden Untersuchungen angestellt, in welchem Um- 
fang das Berufsbildungsforschungsinstitut durch Rationalisierung 
die Aufgaben des von der Bundesregierung geplanten Bundes- 
instituts mit übernehmen kann? Was ist das Ergebnis dieser 
Untersuchungen? 


Nein. 

Die Bundesregierung hat jedoch bereits im Jahre 1974 veran- 
laßt, daß ein Unternehmen für Organisationsberatung vom 
Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung beauftragt wurde, 
im Rahmen einer Untersuchung auch Feststellungen über die 
Organisationsstruktur dieses Instituts zu treffen. Die Ergeb- 
nisse dieser Untersuchung wurden zum Anlaß genommen, die 
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Projektgruppe Regierungs- und Verwaltungsreform beim Bun- 
desminister des Innern zu beauftragen, in enger Zusammen- 
arbeit mit den Mitarbeitern des Bundesinstituts für Berufsbil- 
dungsforschung Rationalisierungsvorschläge für die Forschungs- 
und Verwaltungsarbeit im Institut zu erarbeiten. Dabei wurde 
ein international erfahrenes pädagogisches Institut eingeschal- 
tet. 

Die sehr detaillierten Ergebnisse dieser Untersuchungen sind 
z. Z. Gegenstand von Beratungen des Hauptausschusses und 
des Präsidenten des Bundesinstituts für Berufsbildungsforschung 
in Berlin. Die Beratungsergebnisse werden bei der Errichtung 
des Bundesinstituts für Berufsbildung berücksichtigt. 


5. Sofern die Bundesregierung weiterhin von einem zusätzlichen 
Bedarf an Mitarbeitern ausgeht: Sollen die neuen Mitarbeiter 
des von der Bundesregierung geplanten Bundesinstituts mit 
Zeitverträgen gewonnen werden? Wenn nein, wie sollen die 
zusätzlichen Mitarbeiter des Bundesinstituts in den Jahren aus- 
gelastet werden, in denen der Fonds nach dem Willen von Bun- 
desregierung, SPD und FDP, nicht arbeitet (d. h. in den Jahren, 
in denen das Angebot an Ausbildungsplätzen um mehr als 
12,5 V. H. die Nachfrage nach Ausbildungsplätzen übersteigt)? 

Für das Bundesinstitut für Berufsbildung enstehen im wesent- 
lichen Daueraufgaben, auch in der Berufsbildungsfinanzierung 
(§ 14 Ausbildungsplatzförderungsgesetz). Die Durchführung der 
Berufsbildungsfinanzierung obliegt weitgehend nicht dem Bun- 
desinstitut für Berufsbildung, sondern wird von anderen Insti- 
tutionen wahrgenommen, wie sich aus dem Text des Ausbil- 
dungsplatzförderungsgesetzes ergibt. (§§ 3 und 4 Ausbildungs- 
platzförderungsgesetz). Soweit im Zusammenhang mit der 
Berufsausbildungsfinanzierung befristete Aufgaben wahrzuneh- 
men sein sollten, hat das Bundesinstitut für Berufsbildung zu 
entscheiden, ob dafür im Rahmen des Haushalts- und Tarif- 
rechts auch befristete Verträge abgeschlossen werden sollen. 


6. Wo soll das von der Bundesregierung geplante Berufsbildungs- 
institut seinen Sitz haben? 

Die Frage des Standortes des Bundesinstituts für Berufsbildung 
wird nach Inkrafttreten des Ausbildungsplatzförderungsgeset- 
zes mit den das Institut Tragenden im Hauptausschuß erörtert 
werden. Die Bundesregierung hat in diesem Zusammenhang 
noch keine Festlegungen getroffen. In bezug auf das Bundes- 
institut für Berufsbildungsforschung hatte die Bundesregierung 
mehrfach erklärt, zuletzt durch ihre Vertreter in der Sitzung des 
Hauptausschusses des Bundesinstituts am 30. Juni 1976, daß sie 
nicht die Absicht hat, den Standort dieses Forschungsinstituts 
zu verlagern. 
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